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Burgerbegehren - Erhalt aller Bielefelder Grundschulen

Beschlussvorschlag:

Es wird festgestellt:

Das Burgerbegehren ist unzulassig.

Begrindung:

Das Burgerbegehren ist im Ergebnis unzuléssig, da es auf ein gesetzwidriges Ziel gerichtet ist und
der Kostendeckungsvorschlag nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht (s. nachfolgende

Seiten 2 -11).

Oberblrgermeister/Beigeordnete(r)

Wenn die Begriindung langer als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.
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I. Ausgangssachverhalt

Am 07.10.2010 haben Frau Annette Davidsohn und Frau Silke Schiler als Vertretungsberechtigte
der Initiative Burgerbegehren ,Chancengleichheit fur Bielefelder Schiler” bei Herrn Kahler als
allgemeinem Vertreter des Oberbirgermeisters ein Blrgerbegehren im Sinne des § 26 der
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eingereicht (Anlage). Die
Vertretungsberechtigten gaben eine ermittelte Zahl von tGber 30.000 Unterschriften an.

Auf den Formularbdgen zur Sammlung von Unterschriften ist folgende Frage zur Entscheidung
gestellt worden:

»Sollen alle Grundschulen Bielefelds, welche die gesetzlichen Mindestanforderungen fir
einen Schulbetrieb (Mindestzugigkeit und Mindestgrof3e von 18 Kindern/ Klasse) erfillen,
erhalten bleiben?”



Il. Zum Verfahren

Nach § 26 Abs. 1 GO NRW koénnen Birgerinnen und Blirger beantragen (Blrgerbegehren), dass
sie anstelle des Rates uber eine Angelegenheit der Gemeinde selbst entscheiden
(Burgerentscheid). GemalR § 26 Abs. 6 GO NRW hat der Rat unverziglich festzustellen, ob das
Burgerbegehren zuléssig ist.

Bei dieser férmlichen Feststellungsentscheidung hat der Rat weder einen Beurteilungs- noch
einen Ermessensspielraum; er hat ausschlief3lich nach Maf3gabe der gesetzlichen Regelungen
Uber die Zulassigkeit oder Unzulassigkeit des Burgerbegehrens zu befinden.

Hat der Rat die Zulassigkeit festgestellt, so

» |ost dies bis zur Abstimmung tber den Birgerentscheid eine Entscheidungssperre aus.
D.h.: eine dem Begehren entgegenstehende Entscheidung der Gemeindeorgane darf nicht
mehr getroffen oder mit dem Vollzug einer derartigen Entscheidung nicht mehr begonnen
werden, es sei denn, dass zu diesem Zeitpunkt rechtliche Verpflichtungen der Gemeinde
bestanden haben ( § 26 Abs. 6 S. 6 GO NRW, sog. ,Sperrwirkung des zulassigen
Birgerbegehrens*);

» hat er in einem zweiten Schritt dartiber zu entscheiden, ob er dem Begehren entspricht
(sog. ,Beitritt").

Entspricht der Rat dem Burgerbegehren, kommt es nicht zur Durchflihrung eines
Birgerentscheides. Die Sperrwirkung hat sich dann erledigt. Die Verwaltung ist in diesem Fall
verpflichtet, den Ratsbeschluss — der dem Inhalt des Birgerbegehrens entspricht —
durchzufuhren. Hierauf haben die Initiatoren des Blrgerbegehrens ein Recht (OVG NRW
Beschluss vom 04.04.2007 — 15 B 266/07-).

Entspricht der Rat dem Blrgerbegehren hingegen nicht, so ist innerhalb von 3 Monaten ein
Birgerentscheid durchzufihren (8 26 Abs. 6 S. 3 GO NRW). Die Durchflihrung richtet sich nach
der ,Satzung zur Durchfiihrung von Blrgerentscheiden gemaf 8 26 GO NRW* vom 08.09.2000.

Ein vom Rat fir unzuléassig erachtetes Burgerbegehren entfaltet keine Sperrwirkung. Wird den
Vertretungsberechtigten des Begehrens die Feststellung der Unzuldssigkeit des Begehrens per
Bescheid mitgeteilt, ist dies eine belastende Malinahme gegentber den Antragstellern, die
rechtlich als Verwaltungsakt gegen den Vertretungsberechtigten des Blirgerbegehrens zu
qualifizieren ist. Gegen diese Entscheidung ist unmittelbar die (Verpflichtungs-)Klage vor dem
Verwaltungsgericht zulassig (8§ 6 AG VWGO).

Zur vorsorglichen Klarstellung wird darauf hingewiesen, dass sich die Regelung in 8 26 Abs. 6 S.
5 GO NRW, wonach den Vertretungsberechtigten des Birgerbegehrens Gelegenheit gegeben
werden soll, den ,Antrag”, d.h. das Begehren, in der Sitzung des Rates zu erlautern, nicht auf die
Ratssitzung bezieht, in der tber die Zulassigkeit des Begehrens entschieden wird, sondern auf
~Schritt zwei”, also die Sitzung, in der sich der Rat inhaltlich mit dem Begehren befasst und zu
entscheiden hat, ob er diesem beitritt oder nicht.



Ill. Zulassigkeitsvoraussetzungen

Die Absétze 1 bis 4 des 8 26 GO NRW enthalten zahlreiche Zulassigkeitsvoraussetzungen, die im
Zusammenhang mit der Ratsentscheidung tber die Zulassigkeit zu bertcksichtigen sind.

1. Burgerbegehrensfahigkeit des Themas

Gegenstand eines Birgerbegehrens kénnen nur solche Sachverhalte sein, die nach dem Wortlaut
des § 26 Abs. 1 GO NRW als ,,... Angelegenheit der Gemeinde ..." in die kommunale
Verbandskompetenz fallen.

Die Gemeinden sind gem. 8 78 Abs. 1 SchulG Trager der Schulen und als solche gemeinsam mit
dem Land fir eine zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der Schulen verantwortlich. Die Frage, ob
Grundschulen in Bielefeld erhalten bleiben, ist Regelungsgegenstand des eigenen
Wirkungskreises der Kommunalkdrperschaft Stadt Bielefeld und originare Angelegenheit der
Gemeinde im 0. a. Sinne.

Fur diese Entscheidung ist der Rat nach § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. I) GO NRW zustandig.

2. Begehrensfrage

a) Bestimmtheit/ Verstandlichkeit/ Wahrheit
Die Fragestellung eines Blrgerbegehrens hat eine zweifache Funktion:

Sie ist zum einen Grundlage der Entscheidung der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner, ob sie
eine Unterstltzungsunterschrift leisten wollen und zum anderen auch Grundlage der Abstimmung
durch die Burgerschaft in einem evtl. nachfolgenden Birgerentscheid. Angesichts dieser beiden
Funktionen muss die Fragestellung hinreichend bestimmt, verstandlich und wahr sein.

Diesbeziglich begegnet das Begehren keinen rechtlichen Bedenken. Es soll eine ausreichend
konkrete, abschlielende Entscheidung dartiber getroffen werden, dass die Stadt Bielefeld alle
Grundschulen erhalt, die die gesetzlichen Mindestanforderungen (Mindestziigigkeit und
MindestgroRe von 18 Kindern/ Klasse) erflillen. Die Fragestellung ist klar verstandlich und unter
dem Aspekt des Wahrheitsgebotes ebenfalls nicht zu beanstanden.

b) gesetzwidriges Ziel des Antrages

Nach § 26 Abs. 5 Nr. 9 GO NRW sind Burgerbegehren, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen,
unzulassig. Ein in einem Blrgerbegehren enthaltener Antrag verfolgt dann ein gesetzwidriges Ziel,
wenn ein entsprechender Ratsbeschluss rechtswidrig ware. Denn obwohl eine rechtswidrige
Entscheidung des Rates gem. § 54 Abs. 2 GO NRW vom Oberbiirgermeister gegentiber dem Rat
beanstandet werden muss, ist die Beanstandung eines rechtswidrigen Blrgerentscheides, der
gem. 8§ 26 Abs. 8 Satz 1 GO NRW die Wirkung eines Ratsbeschlusses hat, nicht vorgesehen. In
dieser Situation soll § 26 Abs. 5 Nr. 9 GO NRW im Vorhinein die Beschlussfassung der
Birgerinnen und Birger verhindern, wenn der positive Beschluss rechtswidrig ware (VG
Arnsberg, Urteil vom 16.05.2003 - 12 K 2590/02-).

Das Burgerbegehren ist vorliegend auf ein gesetzwidriges Ziel gerichtet, da der Rat unter
Berlicksichtigung der im Weiteren erlauterten Normen des Schulrechts einen Beschluss zum
Erhalt aller Grundschulen, die die gesetzlichen Mindestanforderungen fir einen Schulbetrieb
erfullen, nicht fassen dirfte.



Gem. 8 80 Abs. 1 SchulG NRW sind Gemeinden verpflichtet, zur Sicherung eines gleichmalligen
und alle Schulformen und Schularten umfassenden Bildungs- und Abschlussangebots in allen
Landesteilen fir ihren Bereich eine Schulentwicklungsplanung zu betreiben. Das gesetzliche
Gebot zur Schulentwicklungsplanung ist ein wichtiges Instrument zur Sicherung eines
gleichméaRigen und bedarfsgerechten Schulangebotes. Es verpflichtet sowohl die Gemeinde als
auch die Schulaufsicht (Julich u. a., Schulrechtshandbuch NRW, § 80 Rdnr. 1).

Aufgrund seiner Schulentwicklungsplanung entscheidet der Schultrager Uber anstehende
schulorganisatorische MalRnahmen, wie z.B. die Errichtung, die Anderung und die Auflésung von
Schulen (8 81 SchulG).

Dabei hat der Schultrager ein Planungsermessen, das er sachgerecht und unter Beachtung der
gesetzlichen Vorgaben auszutiben hat (vgl. Beschluss des VG Minden vom 11.10.2010 -
8 L 407/10 - Eilantrag gegen die Schlielfung der Grundschule Méllbergen/ Porta Westfalica).

Eingeschrankt ist sein Ermessen u. a. durch die in § 81 Abs. 1 SchulG enthaltene Verpflichtung,
durch schulorganisatorische MaRnahmen angemessene Klassen- und Schulgrél3en zu
gewabhrleisten. Im Einzelfall kann das Ermessen auf Null reduziert sein, wenn ein geordneter
Schulbetrieb nicht mehr gewahrleistet ist (vgl. Jilich u. a., Schulrechtshandbuch NRW, § 81 Rdnr.
11).

Als angemessene Schulgréi3e ist vorliegend im Grundschulbereich eine Schule mit mindestens je
zwei Parallelklassen pro Jahrgang, die jeweils mindestens 24 Schilerinnen und Schiler hat,
anzusehen:

Das ergibt sich aus § 82 Abs. 2 SchulG, wonach Grundschulen bei der Errichtung mindestens
zwei Parallelklassen pro Jahrgang haben missen, bei der Fortfihrung mindestens eine Klasse
pro Jahrgang. Der gesetzlich vorgesehene Regelfall ist also eine mindestens zweizligige
Grundschule (vgl. Beschluss des VG Minden vom 11.10. 2010 - 8 L 407/10 —s.0.).

Auch die im Jahre 2006 eingefligte neue Regelung in 8 82 Abs. 3 SchulG, wonach Grundschulen
mit weniger als zwei Klassen pro Jahrgang zur Erreichung angemessener Klassen- und
SchulgréfRen maoglichst als Teilstandort gefiihrt werden sollen (Grundschulverbund), enthalt im
Umkehrschluss die Forderung einer regelmafig mindestens zweiziigigen Grundschulgrol3e.
Kleinere GroRen verlangen nach besonderen Organisationsformen (hier: Grundschulverbund)
bzw. legen gegebenenfalls eine Auflosung nahe. Eine Fortfihrung der Schule setzt jedenfalls
voraus, dass der Rat der Stadt dies fur erforderlich halt (vgl. Beschluss des VG Minden vom
11.10.2010 - 8 L 407/10-, s.0).

Angemessene Klassengrof3e ist eine Klasse mit mindestens 24 Schulerinnen und Schilern. Das
ergibt sich aus 8 6 Abs. 2 u. 4 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG. Danach soll die Zahl der
Schulerinnen und Schiiler einer Klasse den Klassenfrequenzrichtwert (bei Grundschulen: 24) nicht
unterschreiten.

Nur bei Einhaltung dieser landesrechtlichen Vorgaben sind Schulen und Klassen angemessen
grof3. Dies ist wiederum eine Voraussetzung fir die angemessene Lehrer- und
Unterrichtsversorgung.

Ferner sollen nach § 6 Abs. 6 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG im Gebiet eines Schultragers in
Schulen einer Schulform unter Beachtung des Klassenfrequenzrichtwertes moglichst gleich starke
Klassen gebildet werden. Im Abweichensfall koordiniert die Schulaufsicht zusammen mit dem
Schultrager.

In Anbetracht dieses Ziels wére es ermessensfehlerhaft, an bestimmten Schulen dauerhaft kleine
Klassen zu haben und an anderen Schulen dauerhaft grof3e Klassen zu bilden.



Schulorganisation und Schulentwicklungsplanung miissen daher auf die Erfullung dieser
Vorgaben hinarbeiten.

Die Einhaltung der Mindestwerte im Sinne der Einzligigkeit und Einhaltung des unteren Wertes
der Bandbreite 18 - 30 bei der Klassenbildung kann nur in Ausnahmefallen — bedingt durch
Schwankungen in der Schilerzahl oder durch besondere Umstande (landlicher Raum mit
unzumutbaren Schulwegen o. &.) hingenommen werden.

Die im Burgerbegehren enthaltene Aufforderung an den Schultrager, alle Grundschulen zu
erhalten, die die gesetzlichen Mindestanforderungen fir einen Schulbetrieb erfillen, widerspricht
der gesetzlichen Pflicht, angemessene Klassen- und Schulgréf3en zu gewahrleisten. Sie ist damit
rechtswidrig und unzulassig.

Die zeitliche Befristung fur einen Birgerentscheid auf grundsatzlich zwei Jahre (vgl. 8 26 Abs. 8
GO) lasst das Burgerbegehren auch dann nicht als zulassig beurteilen, wenn etwa die Auflésung
von Grundschulen nur fir zwei Jahre verhindert werden sollte.

Schulentwicklungsplanung und damit einhergehend die Gewéhrleistung angemessener Schul-
und KlassengrofR3en sind Daueraufgaben von Kommunen, die nicht fur Jahre ausgesetzt werden
konnen.

In der 6ffentlichen Debatte der letzen Wochen wurden Parallelen zum ,Fall Hagen“ gezogen, in
dem der Rat einem entsprechenden Blrgerbegehren zugestimmt, die Bezirksregierung den
Beschluss gestoppt und das Oberverwaltungsgericht in Minster gegen die Bezirksregierung
Arnsberg entschieden habe (vgl. Berichterstattung Westfalen-Blatt vom 07.10.2010).

Die Frage der Zulassigkeit/ Unzulassigkeit des Birgerbegehrens in Hagen ist gerichtlich nicht
Uberprift worden. Die Zulassigkeit des Blrgerbegehrens und die zitierte Rechtsprechung stehen
inhaltlich in keinem Zusammenhang.

Vielmehr wurde in der gerichtlichen Auseinandersetzung im Verfahren des vorlaufigen
Rechtsschutzes vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg und nachfolgend vor dem OVG NRW
zwischen der Kommune und der Aufsichtsbehdrde um die zentrale Frage gestritten, ob die
Aufsichtsbehérde einer sich im Nothaushaltsrecht befindlichen Kommune aufgeben darf,
Schulauflésungen vorzunehmen, wenn die Kommune selbst in ihrer Schulentwicklungsplanung
noch keine hinreichend gesicherte Tatsachengrundlage fiir die Bewertung der Folgewirkungen
hat. Zuvor hatte die zustandige Bezirksregierung der Stadt namlich aufgegeben, ab dem Schuljahr
2009/ 2010 mindestens 5 Haupt- bzw. Grundschulen auslaufend aufzulésen.

Bei dieser Fallgestaltung ist das Oberverwaltungsgericht zu dem Ergebnis gekommen, dass eine
Weiterfihrung bestehender Schulen auch im Nothaushaltsrecht grundsatzlich zuldssig sei, es sei
denn, deren SchlielBung sei aufgrund von Entscheidungen des Schultragers oder nach einem
Haushaltssicherungskonzept der Kommune beschlossen worden.

Das Oberverwaltungsgericht hat ferner ausgefuihrt, auch der Grundsatz der Sparsamkeit der
Haushaltsfiihrung gebiete die in Rede stehenden Schulschlieungen nicht. Das Gericht hat zwar
die Bedeutung sparsamer Haushaltsfiihrung fur Stadte mit defizitarem Haushalt besonders
hervorgehoben. Es hat aber auch betont, dass sich fir die Kommune eine Pflicht zur Einsparung
erst dann ergebe, wenn die Folgewirkungen etwaiger Schulauflosungen hinreichend geklart seien.

Gegenstand des Streits zwischen den Beteiligten war also erkennbar die Frage, ob die
Aufsichtsbehdrde eine Kommune aus haushaltsrechtlichen Erwagungen zwingen kann, 6ffentliche
Einrichtungen (hier Schulen) zu schlie3en. Schulentwicklungsplanerische Erwagungen spielten
bei der Entscheidung keine Rolle. Ebenso wenig wurde in diesem Verfahren die hier in Rede
stehende Frage geklart, ob ein Biirgerbegehren, das die Schulentwicklungsplanung der Kommune
fur mehrere Jahre aussetzt, zulassig ist.




Die vom OVG Minster getroffene Entscheidung steht der hier zu beurteilenden Frage der
Zulassigkeit des Birgerbegehrens im Ergebnis nicht entgegen.

3. Kostendeckungsvorschlag

a) allgemeine Anforderungen

§ 26 Abs. 2 GO NRW verlangt einen ,.... nach den gesetzlichen Bestimmungen durchfuhrbaren
Vorschlag fur die Deckung der Kosten der verlangten MaBhahme ..."“. Der
Kostendeckungsvorschlag soll die Unterzeichner tber die finanziellen Folgewirkungen des
Birgerbegehrens bzw. des Blrgerentscheids unterrichten und ihnen so eine verantwortliche
Entscheidung erméglichen. Die Bilrger sollen nicht nur Forderungen stellen diirfen, ihnen soll
vielmehr auch deutlich vor Augen gefihrt werden, was das Vorhaben kostet und wie es
gegebenenfalls zu finanzieren ist.

Nach allgemeiner Ansicht geniigen im Rahmen des 8§ 26 Abs. 2 GO NRW Uuberschlagige, aber
schliissige Angaben (ber die geschatzte H6he der anfallenden Kosten und die Folgen der
Umsetzung der MalRnahme fir den Gemeindehaushalt. Die Anforderungen an den
Kostendeckungsvorschlag dirfen nach der Rechtsprechung nicht Gberspannt werden (vgl. etwa
VG Dusseldorf, Urteil vom 26.02.1999 -1 K 11023/96-, NWVBI. 1999, 356, 358).

Wenn die Umsetzung des Blrgerbegehrens Kosten verursacht, miissen die Kosten ihrer Héhe
nach beziffert sein. Der Kostendeckungsvorschlag muss aus sich heraus verstandlich sein und die
Folgen fur den Haushalt nachvollziehbar aufzeigen. Er muss zur Deckung der Kosten der
verlangten MalRnahme transparente und vertretbare Angaben enthalten (OVG Saarland,
Beschluss vom 17.01.2005 -3 Q 34/04-, juris)

Ein Kostendeckungsvorschlag besteht grundsatzlich aus zwei Elementen, ndmlich der
Kostenangabe und dem eigentlichen Deckungsvorschlag. In dem Vorschlag sind auch evtl.
Folgekosten, wie z.B. Unterhaltungskosten und Betriebskosten aufzugreifen.

b) zum konkreten Kostendeckungsvorschlag
Der Kostendeckungsvorschlag lautet:

»Laut der Stadt kann durch SchulschlieBungen bis zu 1,5 Mio. Euro p. a. gespart werden.
Unser Beitrag/ Vorschlage zum Sparen:

Unser Sparvorschlag: Verzicht auf tberflissige und kostspielige Bauvorhaben wie z. B.

» rechnisches Dienstleistungszentrum® (Kosten bis zu 26,5 Mio. Euro), Platzgestaltung
Kesselbrink (Kosten bis zu 12,4 Mio. €), StraRen Kesselbrink/ Neugestaltung (Kosten bis zu
4,8 Mio. Euro)

Die Rechtsprechung verlangt jedoch in jedem Fall, dass der Kostendeckungsvorschlag fur den
Birger nachvollziehbar sein muss (vgl. OVG NRW, Urteil vom 28.01.2003 —

15 A 203/02-, NVWZ-RR 2003, 584). Er darf daher keine irrefihrenden und unvertretbaren
Angaben enthalten (OVG NRW, Beschluss vom 21.11.2007 —

15 B 1879/07-, juris; OVG Saarland, Beschluss vom 17.01.2005 -3 Q 34/04-, juris ). Die
Abstimmungsberechtigten missen zu einem Urteil Gber die Alternativen und ihre
betriebswirtschaftliche Plausibilitat befahigt werden (VG Diisseldorf, Urteil vom 02.12.2005 -1 K
4332/04- ). Zweifel am Einsparungseffekt einer Malinahme eribrigen den Deckungsvorschlag
allenfalls, wenn sie — ex ante — evident oder zumindest so substantiiert sind, dass sie von den
Abstimmungsberechtigen nachvollzogen werden konnen (VG Disseldorf, Urteil vom 02.12.2005 -
1 K 4332/04-).



Diesen Anforderungen wird der 0. a. Kostendeckungsvorschlag nicht gerecht.

aa) Kostenangabe

Erlauterungen dazu, aus welchen Kostenpositionen sich die Kostenangabe zusammensetzt fehlen
zwar. Es ist aber erkennbar, dass die Angabe, durch SchulschlieRungen seien 1,5 Mio. € p. a.
einzusparen, der Beschlussvorlage der Verwaltung 1286/ 2009-2014 enthommen wurde. Dort
werden jahrliche Einsparungen in Hohe von 1.457.514,--€ im Einzelnen erlautert.

Die Kostenangaben in der Beschlussvorlage der Verwaltung beziehen sich allerdings erkennbar
auf (noch) 6 Grundschulen:

- Grundschule Hoberge-Uerentrup

- Grundschule Schréttinghausen-Deppendorf
- Hellingskampschule

- Josefschule

- Brocker Schule

- Frélenbergschule

Die Kostenangabe ware demnach im Wesentlichen korrekt dargestellt, wenn sich das
Blrgerbegehren gegen die Aufldsung der vorgenannten 5 oder 6 Grundschulen richtete.

Das Burgerbegehren spricht sich aber ohne zeitliche Beschrankung fir den Erhalt aller Bielefelder
Grundschulen aus. Zwar sind derzeit Uber die in der Vorlage 1286/ 2009-2014/1 genannten 5
Schulen hinaus keine weiteren schulorganisatorischen Maf3nahmen geplant. Dennoch diirfte hier
zu bedenken sein, dass Schulentwicklungsplanung ein laufender Prozess ist. Vor diesem
Hintergrund hétten die das Burgerbegehren unterstiitzenden Blrgerinnen und Bulrger zumindest
daruber informiert werden mussen, dass der gewahlte Kostenansatz sich auf die SchlieBung von
6 Grundschulen bezieht, bei einem Erhalt aller Grundschulen aber auch héher ausfallen kénnte.

Insoweit ist die Angabe zur Kostenhdhe unplausibel.

bb) Deckungsvorschlag TDLZ (Einsparvolumen 26,5 Mio. €)

Mit dem Burgerbegehren wird der ,Verzicht auf Giberfliissige und kostspielige Bauvorhaben wie
z.B. Technisches Dienstleistungszentrum* vorgeschlagen. Im Kostendeckungsvorschlag werden
keinerlei weitere Angaben dazu gemacht, welche Folgen eintreten, wenn das Technische
Dienstleistungszentrum nicht realisiert wird.

Hierdurch wird der unzutreffende Eindruck erzeugt, zur Finanzierung der Einsparungen im
Zusammenhang mit den o. g. Auflosungen von Grundschulen kénne auf die Summe i. H. von 26,5
Mio. € zurickgegriffen werden.

Tatsachlich steht die Summe aber nicht zur Finanzierung der Einsparungen zur Verfiigung:

Denn die beiden Bestandsimmobilien Ankergebaude und Kreishaus weisen derzeit erhebliche
bauliche Mangel auf, die im Ergebnis - bei Nichtrealisierung des Technischen Rathauses - eine
Vollsanierung nach sich ziehen wirden.

Im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wurde zum Stichtag 30.09.2008 das erwartete
Investitionsvolumen fir den Neu- und Umbau TDLZ den Kosten fiir eine Komplettsanierung der
bisherigen Bestandsgebaude gegenulbergestellt. Insgesamt wurde fiir das Vorhaben TDLZ ein
Investitionsvolumen von 26,5 Mio. € errechnet. Im Vergleich zu dem Kostenansatz einer



Komplettsanierung von 35,4 Mio. € ist die Realisierung des Technischen Dienstleistungszentrums
damit die wirtschaftlichere Alternative.

Fir die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ist insbesondere die Realisierung von
Flacheneinsparungen von derzeit rd. 28.500 m2 Bruttogeschossflache auf 18.500 m2 beim Bau
des Technischen Dienstleistungszentrums.

Der Betrag i. H. v. 26,5 Mio. € steht also im Ergebnis zur Deckung der Mal3hahme nicht zur
Verfiigung, sondern wéare bei Verzicht auf den Bau eines Technischen Dienstleistungszentrums in
die Sanierung der Bestandsgebaude zu investieren gewesen. Eine Sanierung der Altgebaude
ware nicht die wirtschaftlichere Variante gewesen (vgl. Beschlussvorlage 6857/ 2004-2009 vom
22.04.2009). Diese Einschatzung wird von der Bezirksregierung Detmold geteilt.

Da der Kostendeckungsvorschlag mit dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
kommunaler Haushaltswirtschaft nach § 75 GO NRW vereinbar sein muss und eine Sanierung der
Altgeb&ude nicht die wirtschaftlichere Variante gewesen wére, geniigt der Deckungsvorschlag
nicht den gesetzlichen Vorgaben.

cc) Deckungsvorschlag Platzgestaltung Kesselbrink (Kosten bis zu 12,4 Mio. €)
StralRen Kesselbrink/ Neugestaltung (Kosten bis zu 4,8 Mio. €)

Der weitere Kostendeckungsvorschlag ,Verzicht auf Uberfliissige und kostspielige Bauvorhaben
wie z.B. Platzgestaltung Kesselbrink/ Stra3en Kesselbrink/ Neugestaltung” gentigt ebenfalls nicht
den gesetzlichen Anforderungen an einen Kostendeckungsvorschlag.

Zunéchst ist klarzustellen, dass die Umgestaltung der Stral3en nicht von der Neugestaltung des
Platzes geltst werden kann. Die funktionale Neuorganisation der angrenzenden Verkehrsraume
ist eine zentrale Grundlage fur die Neugestaltung. Der Kostendeckungsvorschlag kann daher nur
als einheitlicher Vorschlag gesehen werden.

Ein Kostendeckungsvorschlag darf keine irrefihrenden Angaben enthalten, die bei den
Birgerinnen und Birgern, die ein Birgerbegehren untersttitzen, falsche Vorstellungen
hervorrufen.

Das ist hier aber schon allein deshalb der Fall, weil durch die undifferenzierte Nennung der
Bausummen von 12,4 Mio. € bzw. 4,8 Mio. € der Eindruck entsteht, die Stadt wende diesen
Betrag insgesamt aus Haushaltsmitteln auf, und bei einem Verzicht auf die Baumaflinahme stiinde
dieser Betrag zur Finanzierung des Einsparvorschlages zur Verfiigung. Hier hatte deutlich
gemacht werden missen, dass hinsichtlich der Umgestaltung des Kesselbrinks Férdermittel
beantragt wurden und bei deren Bewilligung 80% der forderfahigen Kosten erstattet werden,
sodass letztendlich von der Stadt nur noch ein Eigenanteil in Héhe von 3,45 Mio. € zu tragen ware
(Beschlussvorlage der Verwaltung vom 15.02.2010 - Drucksachen-Nr. 0522/2009-2014). Im
Umkehrschluss wirde eine Nichtrealisierung der MaRnahme fur die Umgestaltung des
Kesselbrinks einen Verzicht auf Férdermittel in Hohe von voraussichtlich 8,95 Mio. € bedeuten.
Dies ist ein wesentlicher Umstand, der den Unterstitzern des Blrgerbegehrens fiir eine
verantwortungsbewusste Entscheidung in der Sache hatte mitgeteilt werden mussen.

Weiter ist darauf hinzuweisen, dass die vorbereitenden MalRnahmen zur Neugestaltung des
Kesselbrinks bereits durch das Land NRW mit 80 % gefdrdert wurden (Beschlussvorlage der
Verwaltung vom 15.02.2010 - Drucksachen-Nr. 0522/ 2009-2014). Dazu z&hlen die laufenden
Planungen mit laufendem Wettbewerb sowie der Abbruch der Pavillons auf dem Kesselbrink. Die
Fordermittel waren bei einem Abbruch der Malinahme zuriickzugewéahren.

Der Vollstandigkeit halber ist anzumerken, dass die Malinahme ,Neugestaltung des Kesselbrinks*
Bestandteil eines integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes ,Nordlicher Innenstadtrand*
ist. Alle Malinahmen des Konzeptes sind i. S. der Programmatik des Landes NRW, der



Fordersystematik und des Besonderen Stadtebaurechts als Gesamtmal3nahme (ca. 40
Einzelprojekte) anzusehen. Einzelne Mal3Bhahmen kdnnen nicht ohne Weiteres aus dem
Gesamtpaket herausgeldst werden. Die Neugestaltung des Kesselbrinks ist ein Schlisselprojekt
des Gesamtkonzepts. Ein Verzicht hatte voraussichtlich auch Folgen fiir bereits laufende andere
Projekte und kénnte zu Rickforderungen fiihren. Insgesamt sind bereits ca. 12,2 Mio. € an
Forderung fur den Stadtumbau in der nérdlichen Innenstadt zur Verfligung gestellt worden. Mit
dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfihrung ware es nicht
vereinbar, das ,Projekt Kesselbrink” zum jetzigen Zeitpunkt zu beenden.

4. Begrindung

Gemal § 26 Abs. 2 GO NRW z&hlt eine Begriindung zum zwingenden Inhalt eines
Birgerbegehrens. Die Begriindung dient dazu, die Unterzeichner Uber den Sachverhalt und die
Argumente der Initiatoren aufzuklaren. Diese Funktion erflllt die Begriindung nur, wenn die
dargestellten Tatsachen, soweit sie fir die Entscheidung wesentlich sind, zutreffen.

Dementsprechend hat die Rechtsprechung entschieden, dass ein Blrgerbegehren unzulassig ist,
wenn tragende Elemente seiner Begriindung unrichtig sind ( vgl. u. a. OVG NRW, Urteil vom
23.04.2002 - 15 A 5594/00 -).

~Hierbei verkennt der Senat nicht, dass die Begriindung auch dazu dient, fir das
Birgerbegehren zu werben und damit auch Wertungen, Schlussfolgerungen oder Erwartungen
zum Ausdruck bringen kann, die einer Wahrheitskontrolle nicht ohne Weiteres zuganglich sind.
Auch mag die Begriindung eines Biirgerbegehrens im Einzelfall Uberzeichnungen und
Unrichtigkeiten in Details enthalten dirfen, die zu bewerten und gewichten Sache des
Unterzeichners bleibt.

Diese aus dem Zweck des Biirgerbegehrens folgenden Grenzen der Uberprifbarkeit sind
jedoch Uberschritten, wenn Tatsachen unrichtig wiedergegeben werden, die fur die
Begriindung tragend sind. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob dem eine Tauschungsabsicht
der Initiatoren des Birgerbegehrens zu Grunde lag. Denn maf3gebend fur eine inhaltliche
Kontrolle der Begriuindung ist allein das Ziel, Verfalschungen des Burgerwillens vorzubeugen.
Auf den Grund der unrichtigen Sachdarstellung kommt es deshalb nicht an.” ( so OVG NRW
a.a.0.).

Die von den Initiatoren dem Begehren beigefiigte Begriindung (s. Anlage) enthélt — bei
grof3ziugiger Betrachtungsweise - im Wesentlichen keine Tatsachen, die unzutreffend waren,
sondern Wertungen, Schlussfolgerungen und Erwartungen, die einer Wahrheitskontrolle nicht
ohne Weiteres zuganglich sind.

Zwar konnte auf den ersten Blick der Eindruck entstehen, die Stadt wolle Grundschulen allein aus
Kostengrinden auflésen (,....aus Kostengrinden einziigige Grundschulen zu schliel3en...",
,GrundschulschlieBungen als Mittel zur Einsparung in 6ffentlichen Haushalten lehnen wir ab.").
Eine solche Darstellung ware aber unzutreffend. Zwar zwingt die derzeitige Haushaltslage die
Stadt dazu, auch die méglichen Kosteneinsparungen in die Ermessensentscheidungen mit
einzubeziehen. Vorrangig sind die schulorganisatorischen Mal3nhahmen allerdings unter
Qualitatsaspekten zu sehen. Dazu verhélt sich die Begrindung zumindest ansatzweise, sodass
sie die gesetzlichen Minimalvoraussetzungen erfullt.

5. Frist
Nach § 26 Abs. 3 GO NRW muss ein Birgerbegehren, wenn es sich gegen einen Beschluss des
Rates wendet, innerhalb von 6 Wochen nach der Bekanntmachung des Beschlusses eingereicht

sein. Sofern der Beschluss nicht der Bekanntmachung bedarf, betrégt die Frist 3 Monate nach
Sitzungstag.
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Diese Fristregelungen, die in § 26 Abs. 3 GO NRW aufgefihrt sind, beziehen sich auf sog.
»kassatorische" Blrgerbegehren, d.h. solche, die sich gegen einen - vor der Einreichung des
Birgerbegehrens gefassten - Ratsbeschluss richten.

Ein von dieser Regelung erfasstes fristgebundenes, kassatorisches Begehren unterscheidet sich
von einem nicht fristgebundenen sog. , initiierenden” Begehren dadurch, dass es die Beseitigung
eines Ratsbeschlusses fordert, der eine positive sachliche Regelung enthalt. Initiierende
Begehren widersprechen nicht den Regelungen von Ratsbeschliissen, sondern stof3en
gemeindliche Aktivitaten an.

Das vorliegende Birgerbegehren weist die Besonderheit auf, dass es sich nicht gegen einen
bereits vom Rat gefassten Beschluss wendet, sondern - zumindest teilweise, namlich in Bezug auf
die Auflésung von funf Grundschulen - sozusagen im Vorhinein dem Beschluss, den der Rat am
04.11.2010 voraussichtlich fassen wird, widerspricht.

Ein Verstol3 gegen die Fristbestimmung des § 26 Abs. 3 GO NRW ist nicht festzustellen.

6. Vertretungsberechtigte

Gemal 8§ 26 Abs. 3 muss jedes Birgerbegehren ,.... bis zu drei Personen benennen, die
berechtigt sind, die Unterzeichner zu vertreten®.

Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall mit der Benennung von Frau Annette Davidsohn,

Schaferdreesch 5, 33619 Bielefeld, und Frau Silke Schiiler, Horstkotterheide 45, 33739 Bielefeld,
erfullt.

7. Blrgerbegehrensquorum

Gemal § 26 Abs. 4 GO NRW sind in Stadten mit 200.000 bis 500.000 Einwohnerinnen und
Einwohnern Unterschriften von mindestens 4% der Blrger (8 21 Abs. 2 GO NRW) erforderlich.

Die Stadt Bielefeld hat z. Zt. 252.293 (wahlberechtigte) Blrgerinnen und Birger. Die Anzahl der
erforderlichen Unterschriften belauft sich somit auf 10.092 (= 4% von 252.293).

Nach dem vom Birgeramt ermittelten Auszahlungsergebnis wurde die erforderliche Anzahl
erreicht. Ausgezéahlt wurden 14.757 Unterschriften. Davon waren 13.181 Unterschriften gultig;
1.576 Unterschriften waren ungultig. Da das Quorum damit erreicht ist, wurde auf die Auszahlung
der Ubrigen Unterschriften verzichtet.

11



	Bürgerausschuss
	Rat der Stadt Bielefeld
	II. Zum Verfahren
	1. Bürgerbegehrensfähigkeit des Themas
	2. Begehrensfrage
	3. Kostendeckungsvorschlag
	4. Begründung
	7. Bürgerbegehrensquorum

